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HAINGASSE, ELISABETHENSTRAßE"
 
Mit  Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen

Bebauungsplan  NR. 5K1

Übersicht

BEBAUUNGSPLAN NR. 5K1

GEFERTIGT: BAD HOMBURG V.D.H. DEN  01.06.2004

DEZ. I                                                                FACHBEREICH STADTPLANUNG

(Dr. U. JUNGHERR)                                         (HÖLZ)
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Dipl.-Ing. Architekten BDA
Böttger, Klie, Pilz
Arheiliger Straße 52
D-64289 Darmstadt
Tel.:06151/79404 - Fax:06151/77174

II.      Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen

Für den nachstehend gekennzeichneten Teilbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 5K1 gilt die Satzung über die äußere 
Gestaltung baulicher Anlagen in der Altstadt vom 12.11.1980.

Für den verbleibenden Bereich des Bebauungsplanes Nr. 5K1 gilt 
folgende Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen, die 
aufgrund des § 81 der Hessischen Bauordnung vom 18.06.2002 
(GVBI. IS. 274) in Verbindung mit §§ 5 und 51 der Hessischen 
Gemeindeordnung in der Fassung vom 20.06.2002 (GVBI. IS. 342) 
von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Homburg v.d. 
Höhe in der Sitzung am ..................... beschlossen wurde.

1.     Baukörper

2.    Dächer:

Die Baukörper sind in ihrer äußeren Form und Gestaltung so 
auszuführen, daß ein geschlossenes Erscheinungsbild entsteht, 
auch wenn ein Gebäude aus mehreren Teilgebäuden besteht.

Das Erscheinungsbild wird geprägt durch aufeinander abgestimmte 
Materialien, Fenster und Öffnungsformate. Höhensprünge in der 
Fassade sind nur bei geländebedingten Höhenunterschieden 
zugelassen.

Bei den Baukörpern sind  die Obergeschosse als geschlossene Front zu 
gestalten, die  mindestens 2/3 der Gesamtfassadenfläche ausmachen 
müssen.
Vorgehängte, großflächige Fassadenelemente (Curtainwall, 
Structural Glazing o.ä.) können ausnahmsweise zugelassen werden.  
Vor- und Rücksprünge sind nur zugelassen zur Betonung von Ein-
gängen, "Gebäudenahtstellen" und Ecksituartionen und wenn da-
durch das einheitliche Gesamtbild des Gebäudes nicht zerstört wird.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind nur geneigte Dächer
zulässig.

Die vorgeschriebenen Dachneigungen betragen:
- bei allen Gebäuden, deren Gebäudetiefe mehr als 12 m beträgt, unab-
  hängig von ihrem Standort, max. 30°,
- bei allen sonstigen Gebäuden mind. 35° und höchstens 50°.

Flachdächer und flachgeneigte Dächer können ausnahmsweise auf den
Grundstücken Elisabethenstr. 10 und Haingasse 20-22 bei von den 
Straßen abgewandten Gebäudeteilen zugelassen werden. Flachdächer 
sind zu begrünen. 

Dachterrassen sind im Zusammenhang mit Pultdächern zulässig.

Bei einander angrenzenden Gebäuden müssen Dachform und 
Dachneigung gleich sein.

Für untergeordnete Bauteile, Garagen und Nebenanlagen sind andere
Dachformen zulässig.

Dachgauben sind zulässig, wenn sie nicht mehr als 40% der Trauflänge 
des Hauptdaches überschreiten. Vom Ortgang  ist ein Abstand von 
mindestens 1,5 m einzuhalten. Der senkrechte Abstand zwischen dem 
First des Hauptdaches und dem Schnittpunkt mit Dachgauben, 
Zwerchgiebeln und Seitendächern muß mindestens 0,5 m betragen.

Dort, wo Drempel vorhanden sind, können auch wieder Drempel errichtet 
werden. Die max. Drempelhöhe beträgt hier 0,80 m. Bei
Pultdächern sind Drempel bis 0,80 m zulässig.

Drempel werden in der Flucht der Außenwand  zwischen den 
Schnittpunkten mit der Oberkante der obersten Geschoßrohdecke und 
der Unterkante der Dachkonstruktion (Sparren) gemessen.

Sollen Solaranlagen oder Wärmedachanlagen eingebaut werden, sind 
diese gestalterisch in das Bauwerk einzupassen. Einsehbare Anlagen 
sind möglichst kleinformatig zu gestalten.

"OBERGASSE, HÖHESTRAßE, 
HAINGASSE, ELISABETHENSTRAßE"

RECHTSGRUNDLAGEN Flächen für Müllbehälter sind als Gruppenanlage auszuführen und dür-
fen vom Straßenraum aus nicht einsehbar sein. Sie sind intensiv, 
entweder mit geschnittenen Heckenpflanzen oder mit Kletterpflanzen 
(Liste 3) zu begrünen.

Der auf den Baugrundstücken befindliche Oberboden ist bei 
Bautätigkeiten entsprechend DIN 18915 zu sichern.

Zu erhaltende Bäume

Neu anzupflanzende Bäume

Der vorhandene Baumbestand ist gemäß Planzeichnung zu erhalten. Zu 
erhaltende Bäume sind nach ihrem natürlichen Abgang durch 
hochstämmige und standortgerechte Bäume zu ersetzen.

Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen und Sträuchern
Bindungen für die Bepflanzung

Die vorhandenen Strassenbäume sind zu erhalten. Abgängige Bäume 
sind durch hochstämmige Laubbäume (Pflanzgröße 16/18 cm) zu 
ersetzen.

Im Straßenraum sind in ausreichend groß dimensionierten 
Baumscheiben (mind. 2 qm) gemäß Planzeichnung weitere Bäume 
(Hochstamm, Pflanzgröße 16/18 cm) anzupflanzen und auf Dauer zu 
erhalten. Der Standort der geplanten Straßenbäume ist den örtlichen 
Gegebenheiten anzupassen (Leitungen, Einfahrten etc.).

Auf je 150 qm unbebauter Grundstücksfläche ist mindestens ein hoch- 
stämmiger Baum zu erhalten oder neu zu pflanzen und zu unterhalten.

Bei Baumaßnahmen sind die zu erhaltenden Bäume und Sträucher 
gemäß DIN 18920 vor schädigenden Einflüssen zu schützen.

Für die Bepflanzung sind heimische, standortgerechte Gehölze zu ver- 
wenden.  Die Gehölze müssen in den Qualitäten den Bedingungen des 
"Bundes Deutscher Baumschulen" entsprechen. Sträucher und Kletter- 
pflanzen müssen mindestens 2 x  verpflanzt sein und eine Mindestgröße 
von 100 cm haben. Bäume (außer Obstbäume) müssen mindestens 
einen Stammumfang von 16/18 cm im öffentlichen Bereich und 14/16 cm 
im privaten Bereich aufweisen.

Zusammenhängende geschlossene Außenwandflächen mit einer Größe 
von mehr als 20 qm sind, sofern bautechnisch keine Einwände bestehen, 
flächig zu begrünen. Pro 20 qm fensterlose Fassade ist mindestens 1 
Kletterpflanze zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten (Liste 3).

Die gekennzeichnete Fläche ist als begrünte Vorzone zwischen Gebäude 
und öffentlicher Verkehrsfläche (Höhenstraße) gärtnerisch anzulegen. 
Innerhalb dieser Fläche ist alle 8 m ein kleinkroniger Laubbaum zu 
pflanzen und auf Dauer zu erhalten.

Der Eingriffsfläche Neubebauung auf dem Flurstück 176/76 in Flur 11, 
Gemarkung Bad Homburg,  werden die Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen Pflanzungen von 40 Laubbäumen in den Straßen Höhe- 
straße (Flurstück 94/2), Elisabethenstraße (Flurstück 97) und Hain- 
gasse (Flurstück 95) in Flur 11, Gemarkung Bad Homburg, zugeordnet.

Die Kosten für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden gemäß 
der "Satzung der Stadt Homburg v.d. Höhe zur Erhebung von 
Kostenerstattungsbeiträgen nach § 135c BauGB" erhoben.

Beispiel-Artenlisten für Neuanpflanzungen

Liste 1: Standortgerechte Laubbäume (Auswahl)
Spitzahorn
Bergahorn
Hainbuche (auch als Säule)
Baumhasel
Weißdorn
Buche
Esche
Vogelkirsche
Vogelbeere
Winterlinde

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Carpinus betulus (C.b.`Fastigiata`)
Corylus colurna
Crataegus monogyna
Fagus sylvatica
Fraxinus exelsior
Prunus avium
Sorbus aucuparia
Tilia cordata

Liste 2: Standortgerechte Sträucher (Auswahl)
Feldahorn
Bluthartriegel
Hasel
Pfaffenhütchen
Liguster
Hundsrose

Acer campestre
Cornus sanguinea
Corylus avellana
Euonymus europaeus
Ligustrum vulgare
Rosa canina

Liste 3: Kletterpflanzen (Auswahl)
Waldrebe
Efeu
Wilder Wein
Wein
Kletterrosen
Heckenkirsche

Clematis vitalba
Hedera Helix
Parthenocissus quinquefolia
Parthenocissus tricuspidata Veitchii
Rosen in Sorten
Lonicera var 5.

1.  Ordnungswidrig im Sinne von § 76 (1)20 Hessische      
     Bauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Ge- 
     oder Verboten dieser Satzung zuwiderhandelt.

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
     EUR 15.000,- geahndet werden

4.
I.

II.

Von zwingenden Vorschriften dieser Satzung kann auf schriftlichen
Wunsch und zu begründeten Antrag befreit werden, wenn

1.   das mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes und mit der
      Gestaltungssatzung verfolgte Ziel erreicht wird.

2.   Gründe des Wohles der Allgemeinheit die Abweichungen 
      erfordern oder

3.   Die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar
      nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung
      mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

      Absatz 1, 2 und 3 gelten auch für Vorhaben, die keiner 
      Baugenehmigung bedürfen.
Ausnahmen und Befreiungen können mit Auflagen und Bedingungen
verbunden und - auch unter Vorbehalt des Widerrufes - erteilt werden,
um die mit der Vorschrift, von der die Ausnahme zugelassen oder
die Befreiung erteilt ist, verfolgten Zwecke zu erfüllen oder zu wahren 
oder wenn der Antragsteller die Einschränkungen beantragt oder mit ihr 
einverstanden ist.

3. 
Es sind nur seitliche und rückw. Einfriedungen zulässig. Seitliche 
Einfriedungen dürfen nicht höher als 1,8 m sein. Zulässig sind 
verputzte und unverputzte Mauern, Zäune aus Metall sowie Hecken.
Maschendraht ist nur in Verbindung mit Hecken zulässig.
Kunststoffe sind nicht zulässig.

Geltungsbereich
Altstadtsatzung

Geltungsbereich
B-Plan Nr.:  5K1

V.    Hinweise

Vorhandene Gebäude

Auf die Baumschutzsatzung der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe vom 
01.11.1977 wird hingewiesen.

Auf die Vorgartensatzung der Stadt Bad Homburg v.d. Höhe vom
08.03.1988 wird hingewiesen.

Der nachstehende gekennzeichnete Teilbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 5K1 liegt innerhalb des förmlich festgelegten Sanierungsgebietes 
"Altstadt-Erweiterung", für das die Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Bad Homburg am 04.12.1986 eine Satzung und am 01.06.1987 
einen Sozialplan beschlossen hat.

D
Kulturdenkmal, Einzelanlage 
gem. § 2 Hess. Denkmalschutzgesetz

Umgrenzung von Gesamtanlagen
 gem. § 2 Hess. Denkmalschutzgesetz

Das Planungsgebiet befindet sich in der Zone III 
(qualitativ) und in der Zone C (quantitativ) des 
Heilquellenschutzgebietes.

IV.    Nachrichtliche Übernahme

D

Befreiungen

Einfriedungen

Ordnungswidrigkeiten

VERFAHRENSVERMERKE  

Aufstellungsbeschluß am  .................
bekanntgemacht:
in der Taunus - Zeitung am  .................
in der Frankfurter Rundschau am  .................

Frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB vom .................... bis ....................

Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB am  .................
bekanntgemacht:
in der Taunus - Zeitung am  .................
in der Frankfurter Rundschau am  .................

Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB vom  .................... bis  ....................

Satzungsbeschluss am  .................

Die Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde gem. § 10 (2) BauGB:

- entfällt -

Bekanntmachung des Satzungbeschlusses gem. §10 (3) BauGB:
in der Taunus - Zeitung am  .................
in der Frankfurter Rundschau am  .................

rechtskräftig ab  .................

Bad Homburg v.d. Höhe

den  ....................,

Der Magistrat

.................................

Dr. U. Jungherr
Oberbürgermeisterin

 III.    Teilungsgenehmigungssatzung gemäß § 19 BauGB

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bedürfen Grundstücks-
teilungen zu Ihrer Wirksamkeit der Genehmigung  durch die Gemeinde.

Geltungsbereich
Sanierungsgebiet

Geltungsbereich
B-Plan Nr.:  5K1

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 137) zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 23.07.2002 (BGBI. I S. 2850)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466,479)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 25.03.2002 (BGBI. I S. 1193)

Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG) in der Fassung vom 16.04.1996 (GVBI. I S. 
145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.10.2002 (GVBI. I S. 614)

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 18.06.2002 (GVBI. I S. 274)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

WB

 z.B.IV

Art der baulichen Nutzung

Besonderes Wohngebiet  § 4a BauNVO

Zulässig sind

1.   Wohngebäude 
2.   Läden, Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
      Speisewirtschaften
3.   Geschäfts- und Bürogebäude
4.   sonstige nicht  störende Gewerbebetriebe
5.   Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
      Zwecke
Die in § 4a (3)BauNVO genannten Ausnahmen werden nicht 
Bestandteil des  Bebaungsplanes.

Maß der baulichen Nutzung

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse kann im Rahmen der Ober-
grenze des Maßes der baulichen Nutzung bis zu einer  Höchstgrenze 
von 5 Vollgeschossen erhöht werden.

0,6 Grundflächenzahl GRZ

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche von Garagen und
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, von Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und von baulichen Anlagen unterhalb der
Geländeoberflächen bis zu 50 v.H. überschritten werden.
Darüber hinaus gehende Überschreitungen sind nur zulässig, wenn 
hierfür ein Ausgleich auf Grundstücken im Geltungsbereich dieses 
B-Planes nachgewiesen und öffendlich rechtlich gesichert wird.

Geschoßflächenzahl GFZ

Bei mit TH* gekennzeichneten Gebäuden sind die jeweils vorhandenen 
Traufhöhen beizubehalten.  

III*

Geschlossene Bauweise

Von der geschlossenen Bauweise abweichende Bauweise
Die Gebäude sind auf der Grundstücksgrenze zu errichten, soweit 
die als überbaubar gekennzeichneten Flächen nichts anderes 
festlegen. Eine Unterschreitung der gem. § 6 (13) HBO erforderlichen
Abstandsflächen ist innerhalb der festgesetzten überbaubaren
Flächen zulässig.

Von der geschlossenen Bauweise abweichende Bauweise
Die Gebäude sind auf der Grundstücksgrenze zu errichten, soweit 
die als überbaubar gekennzeichneten Flächen nichts anderes 
festlegen.Ein Innenhof zur Belichtung kann über eine Länge von 
max. 11,50 m an der Grenze zugelassen werden. Die Anbaupflicht  
ist im Bereich des Innenhofes dann aufgehoben.

Hauptfirstrichtung bzw. Richtung der Gebäudeseiten

Bauweise und Stellung baulicher Anlagen

a

Überbaubare und nicht überbaubare Flächen

Überbaubare Flächen werden

von Baugrenzen

und/oder von Baulinien

umgrenzt.

Eine Überschreitung der Baugrenzen und Baulinien kann ausnahms-
weise zugelassen werden, wenn sie insgesamt nicht mehr als 1/4 
der jeweiligen Gebäudelängsseite einnimmt.

Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze

Die Grundstücksteile, die sich innerhalb der gekennzeichneten Fläche 
befinden, können bis zu  maximal 50% als Fläche für Nebenanlagen 
sowie für Stellplätze mit offenen Pergolen genutzt werden.

Garagen

Tiefgaragen                         Tiefgaragenzufahrten

Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen und auf den 
besonders gekennzeichneten Flächen zulässig. 

Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze

Öffentliche Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Grünflächen

a*

g

I.     Festsetzungen  nach BauGB
ZEICHENERKLÄRUNG :

Grenzen des räumlichen 
Geltungsbereichs

1,4

TH *

Ga

TG

öffentliche Grünfläche

Spielplatz

Die nicht überbauten Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen, 
soweit sie nicht hauswirtschaftlichen Zwecken dienen oder als Stellplatz-
flächen erforderlich sind.

Im Vorgartenbereich sind die nicht überbaubaren Flächen außer den 
Zugängen und Zufahrten gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Sie dürfen nicht als hauswirtschaftliche Flächen sowie als Arbeits- und 
Lagerflächen genutzt werden.

Das Niederschlagswasser von Dächern und anderen geneigten Flächen
muß in Behältern geeigneter Größe (Zisternen o.ä.) gesammelt und 
einer Nutzung bzw. Verwertung, insbesondere für die Gartenbe-
wässerung und den Toilettenspülungen auf dem Grundstück zugeführt 
werden. Hierzu sind Niederschlagswassernutzungsanlagen einzubauen.
Das Überlaufwasser der Sammelbehälter muß dem Kanal zugeführt 
werden.

Die Befestigung von Grundstücksfreiflächen ist nur zulässig, wenn dies 
wegen der Art und Nutzung dieser Freiflächen erforderlich ist. In diesem
Fall sind wasserdurchlässige Baustoffe (Kies, Schotterrasen, breitfugig
verlegtes Pflaster) zu verwenden.

Die Flächen auf Tiefgaragen sind, soweit sie nicht überbaut oder als
Terrasse genutzt werden, gärtnerisch anzulegen. Mindestschichthöhe
der Erdauflage für die Begrünung beträgt 80cm.
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